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Aktenzeichen: 6 AZR 562/82

Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 7. März 1985 
- 6 AZR 562/82 -

I. Arbeitsgericht 
München

Urteil vom 11. Februar 1982 
- 12 Ca 4372/79 -

II. Landesarbeitsgericht 
München

,Urteil vom 21. September 1982 
- 3 Sa 206/82 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:

Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:

Zweistufige Ausschlußfrist und Kündigungsschutzprozeß

Gesetz:

Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer des Groß- und Außenhandels 
in Bayern vom SL. April 1979, § 18

Leitsätze:
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6 AZR 562/82
3 Sa 206/82 München
Verkündet am 
7. März 1985
Stöcker,

Rechtskraft ig!
Kassel, den 20. Mai 1985 
GottwaId, Amtsrat 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle des 
Bundesarbeitsgerichts

Im Namen des Volkes!
Amt sinspek^torin Versäumnisurteil
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

PP-

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. März 1985 durch den Vizepräsi­
denten Prof. Dr. Auffarth, die Richter Dr. Jobs und 
Dr. Leinemann sowie die ehrenamtlichen Richter Mayer und 
Dr. Kukies für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts München vom 21. Sep-
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tember 1982 - 3 Sa 206/82 - aufgehoben.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts München vom 11. Februar 
1982 - 12 Ca 4372/79 - in der Sache und im 
Kostenanspruch insoweit geändert, daß die An­
sprüche auf Urlaubsabgeltung in Höhe von 
816,62 DM und auf Urlaubsgeld in Höhe von 
I.0 5 0,-- DM abgewiesen werden.
Der Kläger hat insoweit die Kosten des Rechts­
streits zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob dem Kläger für das Ur­
laubsjahr 1979 noch Ansprüche auf Urlaubsabgeltung und Urlaubs­
geld zustehen. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet 
kraft arbeitsvertraglicher Vereinbarung und seit 1. Juli 1979 
kraft Allgemeinverbindlicherklärung der Manteltarifvertrag für 
die Arbeitnehmer des Groß- und Außenhandels in Bayern vom 
9. April 1979 Anwendung (MTV).

Die Beklagte hat den Kläger am 17. April 1979 fristlos und 
vorsorglich fristgemäß zum 30. Juni 1979 gekündigt. Der Kläger 
erhob am 19. April 1979 hiergegen KUndigungsschutzklage. Die 
Beklagte hat den Klageabweisungsantrag in der mündlichen Ver­
handlung vom 12. Juli 1979 gestellt. Durch rechtskräftiges Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts vom 26. Mai 1981 wurde das Ar­
beitsverhältnis zum 30. Juni 1979 beendet.

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
1.050,-- DM Urlaubsgeld und Urlaubsabgeltung in Höhe von 
816,62 DM für das Urlaubsjahr 1979 zu zahlen. Die Beklagte hat
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beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Auffassung, beide Ansprüche seien ver­
fallen .

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihr Klage­
abweisungsbegehren weiter. Sie hat, da der Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers trotz ordnungsgemäßer Ladung zum Termin am 7. März 
1985 nicht erschienen ist, ein entsprechendes Versäumnisurteil 
beantragt.

E n t s c h e i d  u n*gs g r ü n d e:

Die Revision der Beklagten ist begründet. Sie führt zur 
Aufhebung der vorinstanzlichen Entscheidung und zur Klageabwei­
sung.

1. Das Landesarbeitsgericht vertritt die Rechtsansicht, die 
Ansprüche des Klägers auf Urlaubsabgeltung und Urlaubsgeld seien 
nicht verfallen. Mit Erhebung der Kündigungsschutzklage sei die 
Geltendmachung dieser Ansprüche erfolgt. Wenn § 18 Abs. 4 MTV 
die gerichtliche Geltendmachung für den Fall verlange, daß die 
Ansprüche nicht anerkannt werden, so werde die tarifliche Aus­
schlußfrist erst mit Rechtskraft des Kündigungsschutzprozesses in 
Lauf gesetzt.

2. Dieser Rechtsansicht des Landesarbeitsgerichts vermag der 
Senat nicht zu folgen. Dem Kläger stehen die von ihm begehrten
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Ansprüche nicht mehr zu. Sie sind verfallen.

Nach der Rechtsprechung des Senats (Urteil vom 1. Dezember 
1983 - 6 AZR 299/80 zur Veröffentlichung bestimmt) werden 
allein durch die Erhebung einer Kündigungsschutzklage Urlaubsan- 
sprüche nicht geltend gemacht. Allerdings kann der Ablauf einer 
sog. einstufigen Ausschlußfrist dem Arbeitnehmer nach Abschluß 
eines für ihn erfolgreichen Kündigungsschutzprozesses nicht ent­
gegengehalten werden, wenn er nach Rechtskraft des Kündigungs­
schutzprozesses nunmehr eine entsprechende Leistungsklage erhebt. 
Anders zu beurteilen ist die Rechtslage jedoch bei einer, wie 
hier, in § 18 Abs. 4 MTV vorliegenden sog. zweistufigen Aus­
schlußfrist. Sieht ein Tarifvertrag eine weitere tarifliche Aus­
schlußfrist für die gerichtliche Geltendmachung für den Fall vor, 
daß der Arbeitgeber die Erfüllung von Ansprüchen ablehnt, dann 
beginnt diese zweite Ausschlußfrist mit dem Klageabweisungsantrag 
des Arbeitgebers im Kündigungsschutzprozeß, ohne daß es einer 
unmittelbar auf die Ansprüche selbst bezogenen Ablehnungserklä­
rung bedarf (vgl. BAG Urteil vom 13» September 1984 - 6 AZR 
379/81 -, zur Veröffentlichung bestimmt). Entgegen der Ansicht 
des Landesarbeitsgerichts ersetzt somit die Kündigungsschutzklage 
nicht die gerichtliche Geltendmachung von Leistungsansprüchen, 
die für die zweite Stufe der Ausschlußklausel verlangt wird.

Nach § 18 Abs. 4 MTV mußte der Kläger innerhalb von zwei 
Monaten Leistungsklage erheben nach Ablehnung der Ansprüche durch 
den Klageabweisungsantrag der Beklagten im Kündigungsschutzpro­
zeß. Der Klageabweisungsantrag der Beklagten wurde in der münd-
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lichen Verhandlung vom 12. Juli 1979 gestellt. Damit begann die 
die zweimonatige Klagefrist des § 18 Abs. 4 MTV zu laufen. Der 
Kläger hätte somit bis zum 12. September 1979 entsprechende 
Leistungsklage erheben müssen. Der Kläger hat seine Ansprüche 
aber erst mit Klageerweiterungsschriftsatz vom 2 8. September 
1979 geltend gemacht. Sie sind damit verfallen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dieses Versäumnisurteil steht dem Kläger der Einspruch 
zu (§ 338 ZPO). Der Einspruch muß durch Einreichen einer Ein­
spruchsschrift beim Bundesarbeitsgericht von einem bei einem 
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt eingelegt werden 
(§ 340 ZPO). Die Einspruchsschrift muß die Bezeichnung des Ur­
teils, gegen das der Einspruch gerichtet wird, sowie die Erklä­
rung, daß gegen dieses Urteil Einspruch eingelegt werde, enthal­
ten. Die Einspruchsfrist beträgt zwei Wochen. Sie beginnt mit der 
Zustellung des Versäumnisurteils (§ 339 Abs. 1 ZPO).

Dr. Auffarth Dr. Jobs Dr. Leinemann
Mayer Dr. Kukies
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	Im Namen des Volkes!


